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Für die Überwindung des Dogmatismus 
in der Strafrechtswissenschaft!

Dem nachstehenden Beitrag liegen Teile eines Referats 
zugrunde, das der Verfasser auf der Tagung der Sek­
tion Strafrecht der Deutschen Akademie für Staats­
und Rechtswissenschaft „Walter Ulbricht“ am 1. Juni 
1962 zum Thema „Die Bedeutung des nationalen Do­
kuments ,Die geschichtliche Aufgabe der DDR und die 
Zukunft Deutschlands‘ und des 15. Plenums des Zen­
tralkomitees der SED für die Strafrechtswissenschaft“ 
gehalten hat. D. Red.

Der Beschluß des Slaatsrates vom 24. Mai 1962 stellt 
einen weiteren Schritt bei der Entwicklung der sozia­
listischen Demokratie dar. Er entwickelt die in der 
Programmatischen Erklärung und im Beschluß vom 
30. Januar 1961 niedergelegten Grundsätze der sozia­
listischen Rechtspflege weiter und legt neue Schritte zu 
ihrer Verwirklichung fest.
Im Beschluß sind auch die Haupthemmnisse dargelegt, 
die der konsequenten Durchsetzung dieser Grundsätze 
entgegenstehen. Walter U l b r i c h t  wies auf der Ta­
gung des Staatsrates nach, „daß noch vorhandene Män­
gel in der sozialistischen Rechtspflege ihre entschei­
dende Ursache darin haben, daß bei manchen Mit­
arbeitern der Justizorgane noch Unklarheiten über die 
Fortschritte in der gesellschaftlichen Entwicklung und 
besonders im Bewußtsein der Werktätigen bestehen“1.

Klassenkampf und Kriminalität in der DDR
Für diese ideologischen Hemmnisse trägt die Straf­
rechtswissenschaft eine große Verantwortung. Durch 
die Aufrechterhaltung oder Neubelebung dogmatischer 
Thesen über das Wesen des Verbrechens und des Straf­
rechts hat sie nicht nur nicht dazu beigetragen, daß 
solche Unklarheiten überwunden werden, sondern sie 
hat sie im Gegenteil selbst genährt und gefördert. Diese 
Auffassungen haben ihre Wurzel im Nichtverstehen der 
erreichten Entwicklungsstufe der sozialistischen Demo­
kratie und der moralisch-politischen Einheit des Volkes. 
Die dogmatischen Positionen kamen zum Ausdruck in 
der These, daß alle Verbrechen Ausdruck des Klassen­
kampfes der Bourgeoisie gegen die Arbeiterklasse 
seien. Diese Auffassung ignoriert die in den Beschlüs­
sen der Partei mehrfach hervorgehobene Tatsache, daß 
die nicht konterrevolutionären Kriminalitätserscheinun­
gen Entwicklungswidersprüche der sozialistischen Ge­
sellschaft zum Ausdruck bringen, die nicht Ausdruck 
antagonistischer Klasseninteressen sind und daher 
nichtantagonistischen Charakter tragen-. Damit wurde 
faktisch den imperialistischen Verhältnissen in West­
deutschland der Haupteinfluß auf die Kriminalität in 
der DDR zugeschrieben, was zur Konstruktion einer 
objektiv konterrevolutionären Tendenz der gesamten 
Kriminalität geführt hat. Das wiederum mußte im 
Endergebnis Erscheinungen einer Ausweitung und 
Überbetonung des Strafzwangs fördern.
Auf einer fehlerhaften Einschätzung des gegenwärtigen 
Standes der Entwicklung der DDR beruht z. B. die

1 Kommunique der 20. Tagung des Staatsrates, ND vom 
20. Mai 1962 oder N.T 1962 S. 330.
2 W. Ulbricht, „Der Kampf um den Frieden, für den Sieg des 
Sozialismus, für die nationale Wiedergeburt Deutschlands 
als friedliebender, demokratischer Staat**, Referat auf dem 
V. Parteitag der SED, Berlin 1958, S. 24.

Auffassung von L e k s c h a s  u n d  R e n n e b e r g ,  daß 
„bei uns auch in der gegenwärtigen Periode noch eine 
Reihe objektiver klassenmäßiger Faktoren (existieren), 
die selbst, ihrem sozialen Wesen nach, Individualismus, 
Egoismus, Gesellschaftsblindheit und anarchisches Ver­
halten respektive sogar bewußte Feindschaft (!) gegen 
den Sozialismus hervorbringen und die damit das aus 
dem Kapitalismus überkommene Erbe nicht nur för­
dern, sondern ihrerseits selbst eine objektive Ursache 
für die Entstehung von Kriminalität darstellen.“3 
Damit wird faktisch behauptet, daß es in der DDR noch 
objektive Bedingungen und Faktoren gibt, die mit Not­
wendigkeit („ihrem sozialen Wesen nach“) bewußte 
Feindschaft gegen den Sozialismus hervorbringen. Das 
bedeutet praktisch, daß es in der DDR einen bestimm­
ten Personenkreis geben muß, der auf Grund seiner 
objektiven Stellung in der Gesellschaft zum Feind der 
Arbeiter-und-Bauern-Macht werden muß. Das steht 
jedoch im Gegensatz zu den Feststellungen, die der 
Staatsrat in seinen grundlegenden Beschlüssen getroffen 
hat. So heißt es in seiner Programmatischen Erklärung 
ohne jede Einschränkung:

„Zwischen unserem volksdemokratischen Staat und 
seiner Politik und den Interessen der Bürger gibt es 
keinen Widerspruch. Deshalb kann jeder zum be­
wußten Glied der Gesellschaft werden.“4

Im Beschluß über die weitere Entwicklung der sozia­
listischen Rechtspflege heißt es:

„In der sozialistischen Gesellschaft braucht keiner 
zum Verbrecher zu werden. Sie gibt jedem ehrlich 
Arbeitenden die Gewähr dafür, entsprechend seinen 
Fähigkeiten und Leistungen als gleichberechtigter 
Bürger an den Errungenschaften des Arbeiter-und- 
Bauern-Staates teilzunehmen und mitzuschaffen.“5 6 

Es gibt in der DDR niemanden, der auf Grund seiner 
sozialen Stellung oder anderer o b j e k t i v e r  Faktoren 
zum Feind der Arbeiter-und-Bauern-Macht werden 
müßte. Die Verbrechen gegen den Frieden und die 
DDR haben ihre objektive Klassengrundlage nicht im 
Innern der DDR, sondern im Widerspruch zwischen 
Sozialismus und Imperialismus in Deutschland. Das gilt 
auch für die noch vorhandenen Reste der Ausbeuter­
klassen, die noch bestimmte Reste des Klassenantago­
nismus aufrechterhalten. Auch diesen Menschen weist 
die Partei eine Perspektive im Sozialismus. Wenn den­
noch Menschen solcher Klassen und Schichten feind­
liche Handlungen gegen unseren Staat begehen, dann 
nicht auf Grund ihrer objektiven Klassenposition, son­
dern weil sie den Weg zum Sozialismus nicht gehen 
w o l l e n  oder weil sie sich in den Dienst westlicher 
Geheimdienste stellen, d. h. aus s u b j e k t i v e n  
Gründen. Wenn auf dem 33. Plenum des Zentralkomi­
tees der SED von den inneren Ursachen des Klassen­
kampfes gesprochen wurde, dann ging es dort nicht um 
die objektive Klassenstellung bestimmter Menschen,

3 Lekschas Renneberg, „Lehren des XXII. Parteitages der 
KPdSU für die Entwicklung des sozialistischen Strafrechts 
der DDR“, NJ 1962 S. 85.
4 Programmatische Erklärung des Vorsitzenden des Staats­
rats der Deutschen Demokratischen Republik vor der Volks­
kammer am 4. Oktober 1960, Berlin 1960, S. 36.
6 NJ 1961 S. 73/74.

376


